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DIE ILiB

EISEOAHNäCIEMMEE
Schweizerische Wochenschrift

für die Inte-sessen des Eisenbahnwesens.
Journal hebdomadaire suisse

pour les interets des chemins de fer.

Bd. I. ZÜRICH, den 8. December 1874. No. 24.

„Die Eisenbahn" -«rscheint jeden
ÖMenstag. - Correspondenzen und
Reklamationen sind an die Redaction,
Abonnements und Annoncen an die
(Expedition zu adreesiren.

„ Le Chemin de fer" parait tous
les mardiB. — On est prie de s'adresser
ä la Redaction du Journal pour corres-
pondances ou reclamations et au
bureau pour abonnements ou annonces.

¦Abhandlungen und regelmässige Mit-
¦the.lungen werden angemessen honorirt.

Abonnement. — Schweiz: Fr. 6. —
haltjährlich franco dunoh die ganze
Schweiz. Man abonnirt feei allen
Postämtern oder dStect bei der Expedition.

Ausland: Fr. 7. 50 2 Thlr.
-6 Mark halbjährlioh. Man abonnirt bei
allen Postämtern des deutseh-österr.
Postvereins, für alle übrigen Länder
direet bei der Expedition.

Preis der einzelnen Nummer 50 cts.

Les traites et Communications
reguläres seront pay<$es convenablement.

Abonnement. — Suisse : fr. 6. — pour
6 mois franoö par toute la Suisse. On
s'abonne ä .tous les bureaux de poste
suisses ou chez les editeurs, -

Etranger: fr. 7. 50 pour 6 mois. On
s'abonne pour l'Allemagne et l'Autriche
aupres des bureaux de poste, pour
tous les autres pays chez les editeurs
Orell Füssli & Co. ä Zürich.

Prix du numero 50 Centimes.
Annoncen linden durch die „Eisenbahn"

(in den fachmännischen Kreisen
-des In- und Auslandes die weiteste
Verbreitung. Preis der viergespaltenen
Zeile 25 cts. 2 sgr. 20 Pfennige.

Les annonces dans notre Journal
trouvent la plus grande publicite parmi
les intiSress^s en matiere de chemin
de fer. Prix.de la petite ligne 25 cent.

2 silbergros 20 pfennige.

jTNHALT-: Zum Gesetz über Verpfändung der Eisenbahnen. — Die Militär¬
organisation und die Eisenbahnen. — Rechtliches. — Bötzbergbahn. —
Schweäzerisdhe Localbahmen. — Oesterreich. — Vorarlbergerbahn. —
Longueur des chemins de fer frangais livres a l'exploitation. —
Eisenbahn-Betriebsordnung. — Neuer Rauchfang für Loeomotiven. — Bund
und Cantone. — Chronik. — Unfälle. — Ausgeschriebene Stellen. —
Eisenpreise. — Stellenvermittelung. — Recettes des chemins de fer suisses. —
Anzeigen.

li. Zum Gesetz über Verpfändung der Eisenbahnen. (Corr.)
Wir haben uns in Nr. 23 der „Eisenbahn" dahin ausgesprochen,
dass die Möglichkeit einer Verpfändung von Bisenbahnen an
Hand von Art. 9 u. 3 des Gesetzes mit dem Zeitpunkt eintreten
soll, da die Bahn den Finanzausweis geleistet und mit den
Erdarbeiten begonnen hat. In der That können wir uns vom juristischen
Standpunkte aus auch heute noch keine andere Lösung dieser
Frage vorstellen. Sobald nur einmal das Pfandrecht zur
Vollendung einer Bahn gegeben wird, y& gibt es rückwärts keine
andere Schranke als den Finanzausweis, der allerdings gefordert
werden kann und muss, bevor der Nachweis über den Zweck
und Umfang des Anleihens, das mit dem gewünschten Pfandrecht
gedeckt werden soll, abgenommen werden darf. Oder wo lässt
sich rechtlich zwischen den beiden Anhaltspunkten eine fassbare
Differenz statuiren, wenn das Gesetz den besagten Nachweis
fordert und das Pfandrecht nebenbei überhaupt „zur Vollendung
der Bahn" gestattet? Ist alles Weitere nicht „Vollendung", sobald
nur überhaupt mit den Erdarbeiten begonnen ist? Und wenn
der Finanzausweis nur etwas bedeutet, ist mit seiner Genehmigung

dem administrativen Theil der Frage an sich nicht genug
gethan, ist die Creditfähigkeit des Unternehmens damit nicht
officiell festgestellt, so dass im Allgemeinen die Competenz zur
Aufnahme eines Anleihens und Deckung desselben mittelst eines
Pfandrechtes nicht mehr wohl bestritten werden kann? Im speciellen
Fall kann es sich einzig noch um die Frage handeln, ob der in
Art. 3 geforderte Nachweis über das Anleihen und dessen
Verwendung geleistet sei oder nicht. So an Hand des Gesetzes. — Wir
sind nun aber mit dieser Deduction, wie es scheint, mit dem eidg.
Departement und dem Bundesrath in Widerspruch gerathen. Vor
einigen Tagen frug nämlich die Basler Handelsbank, Creditorin der
Bern-Luzern-Bahn, ganz allgemein beim Bundesrath um eine
Interpretation des Bisenbahn-Pfandgesetzes an bezüglich gerade der
Frage, von welchem Zeitpunkt an die Verpfändung der Bahn gestattet
werden soll, und sie erhielt zur Antwort, der Bundesrath ertheile
eine solche Interpretation nicht, um so weniger, da das Gesetz
zu neu sei, als dass schon allgemein verbindliche Interpretationen
gegeben werden könnten, vielmehr vor Allem aus Erfahrungen
abgewartet werden müssen. Das heisst also, der Bundesrath wird
in Zukunft je nach dem speciellen Fall entscheiden, und es
wird sich dann zeigen, ob sich die Verhältnisse gleichartig genug
gestalten, um die Bildung eines allgemeinen Satzes zu ermöglichen.

Es kann dieser Entscheid unmöglich nur den bereits genannten
Nachweis über das Äbleiheh betreffen, sondern es fasst derselbe
ganz zweifellos denjenigen Punkt nochmals ins Auge, welcher,
schon beim Finanzausweis¦ geprüft worden ist: je nach der
Solidität des Unternehmens soll der Zeitpunkt, da ein mit Pfand
gedecktes Unternehmen erhoben werden kann, vor- oder
rückwärts geschoben werden. Bei dem einen Unternehmen wird es
genügen, wenn die Erdarbeiten begonnen sind, bei dem andern
wird die Verbauung einer grössern Quote des Actiencapitals
gefordert werden. Die Frage ist also eine rein administrative,
die sich von keinem Gesetzesparagraphen, sondern einzig von
der Fürsorge gegenüber dem creditirenden Publikum und der
umsichtigen Verhütung arger Prellereien leiten lässt. In der
That haben wir allerdings Fälle vor Augen gehabt, an Hand
welcher es sich klar gezeigt, dass der Finanzausweis, auch wenn
er genehmigt wird, noch keinen creditfesten Boden bereitet. So
fällt uns die englische Gesellschaft für die Mitteleuropa-Bahn ein,
die in den 60er Jahren über den Gotthard zu bauen projeetirt
und den Finanzausweis, obgleich man ihr genau auf die Pinger
sah, geleistet, ja sogar mit den Erdarbeiten begonnen hatte. In
diesem Falle wäre also nach unsern oben entwickelten Grundsätzen

die Verpfändung zu gestatten gewesen, und doch stellte
sich das ganze Unternehmen später als eine Schwindelei heraus,
die, wäre ihr ein Anleihen gestattet worden, alle Creditoren um
ihr Geld betrogen hätte. Die Genehmigung des Trace und des
Finanzausweises, sagt man, erstrecke eben seine Fürsorge nur
in geringe Tiefe; sie verhüte allerdings, dass, wie in Amerika
vorgekommen, Bahnen von ganz imaginärem Trace auf den
Markt gebraebt werden, aber dem Credit des Unternehmens
näher auf den Zahn zu fühlen, liege nicht in ihrem Bereich.
Eben desshalb müsse bei dem Pfandbegehren nochmals eine
eingehende Prüfung der Situation des Unternehmens gefordert und
je nach der Stellung desselben im Verhältniss zu den vorgerückten
Arbeiten der specielle Entscheid für'den speciellen Fall abgegeben
werden.

So sehr wir es anerkennen, dass das ganze Gesetz dem
Zweck dienen soll, das Publikum vor Betrug zu wahren, und
dass desshalb die grösste Umsicht geboten ist, so kann uns diese
Voradministrirung der Frage doch wiederum nicht recht befriedigen.
Will man nicht, dem Gesetze streng folgend, sich an unsere
obige Deduction halten und sofort nach Beginn der Erdarbeiten
die Pfandbestellung möglich machen, so suche man nach einem
andern fassbaren allgemein leitenden Satze als Bichtschnur.
Ohne Gefährdung des Creditors wird es allerdings mit keiner
Lösung ablaufen, da das Gesetz den Keim für diese Gefährdung'
selber enthält, indem es an einem unvollendeten Körper ein
Pfandrecht zn dessen Vollendung ermöglicht. Auf den Credit des
Unternehmens wird daher der Creditor immer sich stützen müssen
und mithin immer riskiren. Eine grössere Sicherheit als bei
Gewährung des Pfandes sofort nach dem Finanzausweis läge
aber allerdings darin, dass ein gewisses Verhältniss des neuen
Anleihens zum Pfandobject, d. h. zum verbauten Actiencapital,
gefordert würde. Esliegt dies nicht im Gesetze, weder gefordert,
noch angedeutet (ja nach unserer Ansicht ist eine solche
Beschränkung darin eher ausgeschlossen); aber dennoch dürfte ein
solcher Satz, wenn man einmal unsere nächstliegende Deutung
als creditgefährlich wegweist, als zweekmässigste Interpretation
desselben aufgestellt werden, zunächst nur als administrative
Richtschnur provisorisch, bis die Macht der Tradition dem Satze :

die Festigkeit gegeben hätte, die ihn mit dem Gesetze untrennbar
verknüpfte. In welcher Proportion jene beiden Factoren
(verbautes Actiencapital und neues Anleihen) stehen mussten, wagen
wir nicht zu entscheiden; hier wäre es allerdings die Aufgabe
der Praxis und der Erfahrung, nach einem solchen Quotienten
zu suchen.

Die Militärorganisation und die Eisenbahnen. Geschichtliches.
In der letzten Nummer unserer Wochenschrift wurden

die auf das Eisenbahnwesen bezüglichen Artikel der neuen
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Militärorganisation gebracht. Durch diese Artikel wird endlich eine
Frage entschieden, die sich wie ein rother Faden durch die Con-
ferenzprotocolle der schweiz«^E:Uenbahn-Verwaltungen -zieht, und
es bietet zugleich einiges Interesse, die bisherigen Anschauungen
der Verwaltungen, sowie die bisherige Praxis hierin kennen zu
lernen. Nachdem eine aus dem Jahre 1862 datirende
Convention zwischen dem Bundesrath und den Bahnverwaltungen
ausser Kraft getreten war, bemühten sich insbesondere die
Verwaltungen über die Organisation der Betriebsleitung im
Kriegsfalle zu einer Einigung zu gelangen. Aus den Berathungen
der Directorenconferenzen ging dann auch folgender Entwurf
hervor :

La Conference
des delegues des Administration* des chemins de fer suisses,

reunie ä Geneve le 11/12 avril 1867,
apr'ds avoir entendu le rapport de la commission nommee le 27 juillet 1866,
et aux termes de la d-ficision de la Conference tenue avec le Departement
militaire fed&ral le m£me jour,

decide:
d'adopter les dispositiohs suivantea en vue de l'organisation du service des
chemins de fer en temps de guerre ou de danger, sous reserve de l'appro-
bation du Conseil federal.

I. Commission ' consultative.
§ 1. II sera etabli, pour les temps de paix, une commission consul-

tative composee de representants des administrations des chemins de fer
suisses. Chaque administration devra y etre representee. Ces representants
devront £tre citoyens suisses. Deux ou plusieurs administrations pourront
avoir un möme representant. Dans ce dernier cas, le representant n'aura
quMn'5' seule voix dans les votations et les nominätiohs.

Chaque administration a le droit de changer son representant lors-
qu'elLe le juge convenable, sous la reserve toutefois que ce changement ait
lieu dans l'intervalle de deux sessions de la commission.

L'administration presidant les Conferences devra porter immediatement
ä la connaissance du Departement militaire federal la composition de la
cominission.

§ 2. La commission consultative se räumt sur la eonvocation du
Departement militaire federal. Le chef de ce Departement en est le President
de droit. Elle nomme dans son sein un Vice-präsid'önt qui remplit les fonc-
tions de President en abs.ence du chef du Departement militaire feäSral. Elle
desigp,e les membres des^souscommissions qu'elle juge c-voqyenable de charger
de Peiude de questions speciales.

§ 3. La commission consultative a pour mandat:
a) de fournir au D6|>arteinent militaire 'jfetiieral tous les renseignements

dont il pourrait avoir besoin relativement ä l'emploi des chemins de
fer pour les transports ^UiftÜvSgjAfc

b) d'etudier les questions que le Departement militaire, föderal soumet
ä son examen; d'adresser au dit Departement des rapports et präavis
sur ces questions.

c) d'adresser au Departement militaire federal les propositions qu'elle
estimerait devoir faire dans le but de rendre l'usage des chemins de
fer le plus utile possible en cas de guerre.
§ 4. Un secretaire- tUsigne par le DepatfiÖntent militaire federal est

charge de la redaction des proces-verbaux ainsi que de la räunion et con-;
servation des divers documents, memoires et correspondances relatifs aux
travaux de la commission.

§ 5. Les frais de la .commission et des sous-commissions sont a la
charge du Departement federal.

§ 6. En dehors de la commission consultative constituee par les
articles präcedents, le Departement militaire federal conserve la faculte de

s'adresser directement aux administrations des chemins de fer suisses pour
en ofttenir les renseignements qu'il aurait ä leur demander.

II. (irgcfiltrSaÜon du service des chemins de fer en tethps de guerre
ou de danget\' \

§ 7. En temps de gue#r.e ou de danger, il sera. etabli pour tous les
chemins de fer suisses une Jbnrection centrale.

§ 8. La Direction centrale se compose de cinq membres choisis dans
les dlfferentes administrations des chemihs Hie fer suisses et qui devront etre
citoyens suisses. II ne pourra etre pris dans une jseule et meme exploitation-
plus d'un membre de cette Direetion centrale.

Les administrations des chemins de fer suisses s'entendront pour la
nomihation de cette Direktion.

§ 9. Le CoriEAfil federal^ftxe de moment et le lieu oü la Direction
centrale doit se constituer. CeUe-ci choisit dans son sein son President et
son Vioerpresident et se pourvoit du personnel necessaire.

ejTlO. La Direction centrale fait immediatement connaitre sa Constitution
au Departement militaire federal et se tient ä la disjfositlon'de>'*lPäutorite
militaire superieurot. Elle communijque dej meine 9a Constitution aux adminis- f

trations de chemins de fer .et «vpartir de ce moment eile remplace la
commission consultative instituee ä 1 ärncle 1er ci-dessus.

§ 11. La Direction cenwaWJTeQoit diPÄbtement du Chef d'Btat-major
les oräfres^elläfifs au servioe: des chemins de fer, et en retour lui adresse les

rapports qui $onöe$n,ent ce service. La Direction centrale pren.d les mesure$-
necessaires pour j'exe'cution prompte et söre de ces ordres.

§ ft. A pdrür du moment de son entree au''sWviiM, la Direcqpn
centrale sous le& ordres imm6diats de l'autorite militaire sufc?erieure, prend
la direction de l'ensemble du service des chemins de fer sui.^s? :ä oet eifet,
eile se raet en relations. av£9nURrs:dffi&rftpte8 administrations. Des ce momentj
eile dispose de toute l'organisation des Services, tant pour les transports
militaire* ^que pour le servicV'AW e^Kdr'essera tous les ordres relatifs au senncB
des chemins de fet»-ßrux administrations des dififerenjtesIligneB ou aux employes
super|4^wfjgui lui seront dfisignes ä cet effet et qui devrpnt veijijer ä leur
ex6oution.

§ 13. T5n* dehors des disposTÖo'ns que la Enreotion centrale sera dans

le cas de prendre pour ex6outer les ordres donnes par le Chef d'Btat-major
oonoernant le servioe des chemins de fer, les diverses administrations des

chemins de fer conservant leur autonomie.
§14. Les frais de, la Direktion, centrale seront support&S «J>ar. Ja

Confed6rätion.
§ 15- L'autorite militaire superieure fixe le moment oü la Direction

centrale de chemins de fer suisses cesse de fonctionner. Celle-ci en donne
avis immediat aux administrations de chemins de fer.

§ 16. Les administrations des chemins de fer suisses seront indem-
nisees par la CoriSSde'ration, conformement ä Tarßcle 143 de la loi fsST
l'organisation militahre federale, des pertes et dommages qu'elles auront subis
par suite des dispositions prises par la Direotion centrale pour 1'executSS
des ordres de l'autorite militaire federale.

.^. IIL Obligations militaires des employe's de chemins de fer,
§ 17. Tous les employes de chemin de fer, quelles qne soient les

fonctions dont ils sont revetus, sont exemptes du service militaire, tant qu'il
n'a ni mise de piquet des troupes federales, ni mise de ces troupes sur pied.

§ 13. Dans le cas de mise de piquet des troupes federales, que cette
mise de piquet soit generale ou partielle, ou dans le cas d'une mise de troupes
sur pied, provoque par un danger exterieur ou int6rieur, les employe?
suisses des chemins de fer sont assujettis ä remplir leur devoir militaire en
leur qualite d'employes de chemins de fer. A partir de ce moment, il leur
est interdit de quitter leurs fonctions. Celui qui abandonnerait ses fonctionB,.
serait considerä comme deserteur et puni comme tel.

§ 19. Toutes les fois que par suite de circonstances prevues ci-
dessus, la Direction superie&re des chemins de fer suisses passera outre, les
employes des chemins de fer seraient soumis aux lois militaires oomme, les--.
troupes de la Confexieration.

§ 20. Les employes de chemins de fer exemptes du service militaire-'
par les dispositions ci-dessus auront ä payer les taxes ou impöts militaires.
prevus par les lois cantonales. Dans les annees oü il y aurait soit une
mise de piquet; soit une mise de troupes sur pied, ils seront exemptes du
paiement de cette taxe ou de cette impöt.

Dieser Entwurf wurde dem Militärdepartement am 1. Mai
1867 in 25 Exemplaren eingesandt ; jedoch die Conferenz
erhielt, trotz wiederholten Gesuches, keine Antwort, und diese
so wichtige Angelegenheit blieb liegen Da kam der deutsch-
franzosische Krieg und die Grenzbesetzung Den 23. Juli 1870,
9 Uhr Morgens trat nun in Ölten eine Conferenz von höhern
Mi$$ars und Eisenbahnbeamten unter dem Vorsitze des Chefs
des Generalstabes zusammen. Hier- folgt das Protocoll jener
Conferenz :

Conference relative
ä l'emploi des chemins' de fer suisses pour le transport

de troupes,
tenue ä Ölten, le samedi 23 juillet 1870,

a 9 heures du matin.

Presidence de M. le Colonel federal Parayicini, Chef de l'Etat-major.
Presents: M. le Colonel Sf^fried et Bf. le Lieut. Colon. Grandjean,

MT. Schmidlin, Directeur du Central Suisse et M. Vögelin, Chef du mouvement

de la dite Compagnie, M. Weiss, Directeur du Nord-Est, M. Gowthorpe.
Chef du mouvement de la Suisse Occidentale, M. Hidber, Chef de l'Union
Suisse, et M.'IiBuainger, Chef du mouvement de ITS^ät dg Berne.

M. le President remercie les Compagnies des Services qu'elles ont rendu
jusqu'ici pour le trans{8>rt. des troupes appeiees sous les1 armes; il esp-lre
qu'une entente interviendra pour assurer les transports qui pourrajentl
avoir lieu.

Les dSeisions suivantes sont prises :

1. Chaque Compagnie de chemin de fer conserve son autonomie et
executera sous sa responsabilite les ordres recus de l'autorite militaire.

2. II sera deiegue par les Compagniea .des agents qui se cons-
titueront en "coWite de precoh'sultaüon sous la presidence de l'autorite
militaire, et se reuniront sur eonvocation au lieu designe.

3. II sera dresse le plus promptement possible l'Etat effectif summaire
du personnel donnant le nombre des employes :

a) du mouvement et du telegraphe ;

b) de la traction, service actif et ateliers ;

v) de la voie;
f> dj,, du servic« opnimercial et non classe. -

De plus l'inventaire du materiel roulant comprenant:
ff) LocomoTives : 1. Marchandises :

3. Express et voyageurs.
bj Voitures : .-1. pour transport des troupes (nombre total des places);

2. „ „ des chevaux, n „ .^,»-,.
3. „ „de voitures, fourrages et divers.

4. Le d^sir est expräme que tous les employes *ffe chenÜif: de fer
soient exemptes du service militaire et qu'ils rentrent dans Vexercice de leurs
fonctions. Dans ce cas tout le personnel serait tenu de rester ä son poste.
et celui qui l'abandonnerait, serait considere comme deserteur et puni
comme ^el. *J

XlSü Ijgs transports militaires ont la preponderance sur les transports
löAvils et seront ordonnes par le Chef de.l'^tftj^qiajor.

6. Chaque Compagnie enverra au bureau de l.Etp.t-major son graphique^.
du service actuel en double ex?peuition, -toute modification qui y Sera apportee,
devra etre annoncee au dir bureau avant sa nrföe^en vig\iehiv!-'

7. La Directjon centrale suisse s'adfeesöra-par ßcritC aulGhef de l'Etat-.
major pour lui faire rapport sur une surveillance eventuelle du teiegraphe,
et pour la pose de la' double voie entre Aarau-Olten et Aarburg-Herzogen-
buchsee. Aueune autre propösitlon n'ayaiit1 i£te faite- la'seahee est levee ä 10

heures du matin. Chaque Compagnie reeevra une expedition du präsent-,
^foce^erijal.

Ölten, le 23 juillet 1870.

In Bezug auf die Bildung der obersten Admini§ti|ativ-
stelle bilden somit der Entwurf der Eisenbahn - Confer^ei^z,-

von 1867, der Entscheid der Oltener Conferenz und die neue
Militär - Organisation ganz entgegengesetzte Anschauungen..
iWäHrend die ersten beiden Conferenzen die AutoritS^ der
Directionen noch aufrecht erhalten wird nach der neuen
Miliiarorganisation (Art. 208) das Verffpguiigsreeht dor
Gesellschaften suspendirt, und ein^Oberbetriebsjchef, welcher aus-
schliesslich unter dem • Jpefehl des Obercommandenten der
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Armee steht, über sämmtliche Eisenbahnen ernannt (Art. 207).
Diese Bestimmungen der Art. 207 und 208 scheinen jedoch —
so sehr auch der Kriegsbetrieb eine möglichst centralisirte
Leitung wünschbar macht — einige Gefahren zu involviren.
'Es !i'st nämlich unzweifelhaft, dass dieser Oberbetriebschef aus
dem obern Beamtenkörper einer der bestehenden Bahnen gewählt
werden musste. Nun wird aber einerseits kaum ein Beamter
zu finden sein, der von sich aus mit den Detailverhältnissen
aller schweizerischen Bahnen genau vertraut ist, um so mehr,
als derselbe nicht Müsse haben wird, sich vorher zu orientiren,
weil er eben nur erst im Kriegsfall gewählt wird;
anderseits wird dieser Oberbetriebschef die ihm, abgehenden
Localkenntnisse nicht durch eine ihm zur Seite stehende Central-
commission, welche aus dem Kreise der obersten Betriebsbeamten,

der Directoren, gewählt würde, ersetzen können, weil
die besten und tüchtigsten Leute, die Directoren, ausser Function
gesetzt würden. Art. 208: Das Verfiigungsrecht der
Gesellschaften wird suspendirt, d. h. die Directoren werden spazieren
geschickt! Was wird denn aus diesen Directoren, an deren
Stelle nun der Oberbefehlshaber und der Oberbetriebschef
getreten sind Diese Isolirung des Oberbetriebschefs kann zu
einer Gefahr und Calamität werden, und da müssen wir gestehen,
dass uns der Vorschlag des Entwurfes der 1867er Eisenbahn-
conferenz mit seiner Consultativcommission in Friedenszeiten
nnd der Fünfercentraldirection im Kriegsfalle doch bei'Weitem
besser gefällt.

Nun bestimmt allerdings der Art. 74 der Militärorganisätion,
dass eine besondere Abtheilung des Generalstabes aus dem'
Personal der Administration und des Betriebes der Eisenbahnen
gewählt werde, dass diese Offiziere in Friedenszeiten die Organisation

des Kriegsbetriebes der Eisenbahnen, sowie den Dienst
für Unterbrechung und Wiederherstellung derselben vorzubereiten
haben, und dass sie bei Eintritt des Kriegsbetriebes dem
Oberbetriebschef beigegeben werden; jedoch es verlautet nicht, ob
der Oberbetriebschef selbst Mitglied des Generalstabes sei, oder
ausser demselben stehe. Unzweifelhaft muss Ersteres angenommen
werden, und so dürfte die Militärorganisation eine dahinlautende
Bestimmung enthalten. Dies'e Generalstabsoffiziere werden jedoch
niemals tüchtige Eisenbahndirectoren ersetzen, und wenn der
General von den gewiegtesten Leuten seines Faches mit Recht
umgeben ist, so dürfte der Oberbetriebschef zum Mindesten von
einer consultativen Commission der gewiegtesten Eisenbahndirectoren

unterstützt werden.

Rechtliches. — I. Zur Verantwortlichkeit der
Tel egrap hen Verwaltungen. Die „N. Z. Z." enthielt in
Nr. 595 folgenden Artikel:

Bekanntlich enthalten die Depeschen-Formulare der deutschen
und auch schweizerischen Telegraphenverwaltungen den
merkwürdigen Beisatz, dass die letztern für keinen von ihren Beamten
2U machenden Fehler irgendwelche Verantwortlichkeit
übernähmen. Wie verhängnissvoll diese ausbedungene Unverant-
wortlichkeit für das Publikum werden kann, beweist folgender
Fall, den die „Frkfurter Ztg." mittheilt. Anfangs voriger
Woche telegraphirte ein dortiger Arbitrageur an seinen Com-
missionär in Berlin, 300 Stück Creditactien für ihn zu kaufen.
Als Antwort erhält er eine erste Depesche, worin ihm der Kauf
von bereits 1500 Stück angezeigt wird, für den Rest bleibe
man weiter bemüht. Die bald darauf folgende zweite Depesche
unterrichtet den bestürzten Arbitrageur von einem weiteren
Kauf von 1000 Stück und Ende gut, Alles gut, langt die
dritte Depesche über die Erledigung der letzten 500 Stück an.
Wie zu ersehen, hatte der Berliner Commissionär statt 300
Stück nun den zehnfachen Betrag von 3000 Stück gekauft und
zwar auf seine erhaltene Depesche hin, welche ausdrücklich
von „dreitausend" Stück spricht, trotzdem der Frankfurter
Absender der Vorsicht wegen die Zahl „dreihundert" in Worten
geschrieben hatte. Da nun die Telegraphen-Verwaltung für
diesen erwiesenen Fehler eines ihrer Beamten keine
Verantwortlichkeit weiter übernimmt, als dass sie dem Geschädigten
die Kosten seiner Depesche gütigst zurückerstattet, und andererseits

der Vollzieher jener Ordre correct gehandelt hat, so trägt
den Schaden einzig und allein der Absender der richtigen
Depesche. Zum Glück konnte dieser Fall mit 4—500 fl. Schaden
(Aequivalent der Telegraphen-Verwaltung : 15 Sgr. für 1 a/2

Depeschen) beglichen weragöv bei grossen Curs-Variationen aber
hätte ein ganzes Vermögen hiebei verloren gehen können. Unter
solchen Umständen dürfte es wohl an der Zeit sein, der Frage
der Verantwortlichkeit der Telegraphen-Verwaltungen wieder
näher zu treten. In Amerika wurde kürzlich eine Telegraphen-
Verwaltung im ähnlichen Falle zu einem Ersatz von über

10,000 Dollars gerichtlich verurtheilt, und soll das Publikum bei
Absendung seiner Depeschen nicht den schwersten Eventualitäten
ausgesetzt bleiben so muss sich die Telögraphen-Verwaltung
entschliessen, für die von ihren Beamten beförderten Depeschen
die volle Verantwortlichkeit zu übernehmen. Auf die
Rückerstattung der zwischen 10 und 20 Sgr. betragenden Depeschenkosten

würden die Absender dann gerne verzichten.
Nun wird der „N. Z. Z." hierauf geschrieben :

„Mehr als 40 verschiedene Staaten haben im internen
sowohl als im internationalen Telegraphenverkehr keine
Verantwortlichkeit übernommen dagegen verpflichten sie sich, alle
nöthigen Maassregeln zu ergreifen, um die gehörige Besorgung
des Dienstes zu sichern. Wer nur irgend welchen Begriff und
Einsicht von den Manipulationen des Telegraphendienstes besitzt,
sogar die grössten Fachmänner die doch gewiss ernstlich
bemüht wären, wenn immer möglich, das Aeusserste zu gewähren,
müssen hier leider ihr non possumus aussprechen, und in
der That möchten wir das Räthsel zu gerne gelöst sehen,
wie eine Telegraphenverwaltung bei der Unzahl von Depeschen
mit 50 Cts. Taxe Garantie bieten könnte. Dem Publikum ist
es ja unbenommen, mit 1 Fr. Taxe seine Depesche recomman-
diren zu lassen, oder aber, wenn das nicht gewünscht wird, in
zweifelhaften Fällen, wo eine unbedeutende oder bedeutende
Verstümmelung vermuthet wird, die Depesche in „service taxe"
repetiren zu lassen; kommt die Depesche zum zweiten Mal
ganz gleich, so bezahlt der Empfänger diese Service-Depesche;
ist aber nur ein Fehler vorhanden, so werden die Taxen
remboursirt, ungeachtet die Depesche schnellstens rectifizirt
wird.

II. Zugsverspätung. Ein Herr Becke in London
machte kürzlich vor dem Grafseh'äftstribunal. eine Klage auf
Schadenersatz gegen die Great Western Bahn anhängig, indem
er seine Klage darauf bö^fündete, dass, nachdem er eine Fahrkarte

von Reading nach Henley löfäte, der Zug in der Anschlussstation

Ewyford mit einer Verspätung von neun Minuten ankam
und somit den Anschluss versäumte. Da nun der Kläger nieht
eine Stunde Zeit verlieren konnte, um auf den nächsten Zug zu
warten, miethete er einen Wagen, um sich an seinen Bestimmungsort

zu begeben. Die Gesellschaft wendete hiegegen ein, dass sie
nur verpflichtet gewesen sei, Herrn Becke von Reading nach
Henley nicht mit einem bestimmten Zuge, sondern nur in
angemessener Zeit zu befördern; dass sie ausserdem in ihren Bahnhöfen

einen „Avis" angeschlagen habe, worin sie sich für
nicht direet durch ihr Verschulden entstehende Verspätungen
unverantwortlich erklärt. — Der Richter Mr. Stonor gab über den
Fall ein weitläufig motivirtes Urtheil ab, in welchem er darlegt,
dass die Beförderung der Reisenden seitens der Eisenbahnen^dn
einem angemessenen Zeiträume, welcher ja von den Bahnen selbst
bestimmt und veröffentlicht wird, zu geschehen habe. Einst, zur
Zeit der Postwagen, mögen wohl zahllose Hindernisse Verspätungen

herbeigeführt haben; heutzutage jedoch könne höchstens
ein Schneestürm oder ein dichter Nebel als unvorhergesehenes
Hinderniss von einer Eisenbahn geltend gemacht werden, wenn
die Beförderung nicht in dem fahrplanmässigen Zeitraum
stattfindet. Die Bahn gehöre der Gesellschaft, sie sei verpflichtet,
dieselbe zu überwachen und im Stande zu halten; sie habe also
alle Mittel in der Hand, Verspätungen oder Unfälle zu verhüten.
Im vorliegenden Falle könne weder Schneesturm noch Nebel als
Entschuldigung angeführt werden. Was jedoch den oben
angeführten „Avis" anbelangt, in welchem die Gesellschaft ihre
Verantwortlichkeit und Haftbarkeit eigefimächtig be&ehränkt, so
nimmt das Urtheil Veranlassung, dies für eine Ungeheuerlichkeit
(monstrous pretention) seitetis^der Bahnverwaltung zu erklären.
— In Folge dieses Urtheils'*wufl!fe der Klage des Herrn Becke
stattgegeben.

Bötzbergbahn. Wie wir. vernehmen, trjigti man sich in
aargauischen Regierungskreisen mit dem Gedanken, auf die
Eröffnung der Bötzbergbahn hin den Uebertrag des Betriebes der
Strecke Aarau-Brugg auf die Centralbahn zu veranlassen. Nach
diesem Project würde eine Veränderung der Verbindung der
Ostschweiz mit der Westschweiz eintreten, so zwar, dass eine
directe VeEfamdung zwischen Zürich und BaseJue^ts^ünde, während

diejenige zwischen Zürich und Bern die Modifikation erlitte,
•&&&&¦ Brugg zur Umsteigstation würde. Brugg würde somit
die Bedeutung" von Ölten: erlangen. Da-nun Aarau dadurch den
Character der Anschlussstation verlöre, so hofft man dagegen,
von Seite der betheiligten'Bahnunternehinjungen anderweitige
Zugeständnisse zu erlangen. — Wir geben diese Notiz unter
allem Vorbehalte.
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